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I� Von Regine Richter 
m vergangenen Dezember kochte der Streit 
um eine eventuelle Exportförderung für Zu-

lieferungen der Firma Siemens zum Bau eines 
neuen finnischen Atomkraftwerkes hoch. Nach-
dem sich deutlich abzeichnete, dass Siemens trotz 
Fürsprache durch Kanzler und Wirtschaftsmini-
ster keine Hermes-Bürgschaft erhalten würde, 
zog der Konzern seine Anfrage zurück.
Trotzdem bleibt die Frage, wieso Siemens über-
haupt einen Antrag auf Kreditbürgschaft gestellt 
hat. Der eigentliche Sinn von Hermes-Bürg-
schaften ist die Absicherung eines Exporteurs 
gegen Zahlungsausfall. Kann der Käufer seine 
Rechnungen nicht begleichen, übernimmt die 
Bundesregierung die durch den Ausfall entstan-
denen Kosten. Gleichzeitig sorgt sie meistens da-
für, dass die Kosten in Staatsschulden des impor-
tierenden Landes gegenüber der BRD umgewan-
delt werden. Durch die Ausfallübernahme soll der 
Export in so genannte schwierige Märkte geför-
dert werden. Als schwierige Märkte gelten ge-
meinhin Schwellen- und Entwicklungsländer, in 
die deutsche Firmen sonst wegen des wirtschaft-
lichen Risikos nicht exportieren würden. 
Dass der EU-Mitgliedsstaat Finnland nicht unter 
diese Kategorie fällt, ist offensichtlich. Die Gewäh-
rung von staatlichen Bürgschaften erleichtert aber 
die Finanzierung von Exportgeschäften durch ko-
stengünstigere Kredite. Daher sind Hermes-Bürg-
schaften immer wieder als Subventionsinstrument 
genutzt und gescholten worden. Befürworter der 
uneingeschränkten Nutzung der Staatsbürg-
schaften führen an, dass jedes Industrieland und 
zunehmend auch Schwellenländer ähnliche För-
derinstrumente zur generellen Unterstützung der 
heimischen Wirtschaft haben. Mit diesem Argu-
ment begründete auch Siemens seinen Hermes-
Antrag. Die US-amerikanische Konkurrenz würde 

von der amerikanischen Export-Import-Bank un-
terstützt, weshalb für das eigene Angebot eine 
ähnliche Hilfe nötig sei. Letztendlich hat das 
deutsch-französische Konsortium den Auftrag 
auch ohne Hermes-Bürgschaft erhalten. Das Bei-
spiel zeigt, dass Regelungen für Exportkreditagen-
turen zwar auf nationaler Ebene beginnen, jedoch 
international weiterdiskutiert und verabschiedet 
werden müssen. 
Auf OECD-Ebene ist seit etwa acht Jahren über 
gemeinsame Umweltregeln für Exportkreditagen-
turen (ECA) diskutiert worden, die schließlich im 
Dezember 2003 verabschiedet worden sind. 

 �Umweltvorreiter USA
Auslöser der Neuregelung waren ausgerechnet die 
USA, die aufgrund von öffentlichem Druck bereits 
1994 Umweltrichtlinien für ihre ECA, die Ex-Im-
Bank, verabschiedet hatten. Die US-Umweltrichtli-
nien verlangen von heimischen Exporteuren die 
Einhaltung von Umweltstandards und die Bekannt-
machung von Projekten vor der Entscheidung für 
eine Bürgschaft. Durch die Bekanntmachung wer-
den interessierte und betroffene Kreise aufgefor-
dert, ihre Bedenken gegenüber einem Projekt öf-
fentlich zu bekunden. Genau diese beiden Punkte 
möchten die USA seitdem auch in internationalen 
Richtlinien verankert sehen.
Beide Punkte blieben auf OECD-Ebene jahrelang 
ein Zankapfel. 2001 kam es darüber sogar zum 
öffentlichen Eklat, als in einem auch ansonsten 
aus Umweltsicht wenig erfreulichen Abkommen-
sentwurf speziell über die Punkte verbindliche 
Umweltstandards und Transparenz keine Einigung 
zwischen den USA und den übrigen OECD-Län-
dern erzielt werden konnte. Um nicht völlig un-
verbindliche Leitlinien gut zu heißen, stimmten 
die USA dem erarbeiteten Umweltabkommen gar 
nicht erst zu. Die übrigen Länder beschlossen Ab-

kommen zunächst für zwei Jahre anzuwenden 
und dann eine Überprüfung durchzuführen, um 
zu einem für alle akzeptablen Ergebnis zu kom-
men. 
Die Überprüfung fand im vergangenen Herbst 
statt. Bei den Verhandlungen ging es zum Bei-
spiel darum, ab welchem Wert ein Projekt über-
haupt geprüft werden muss. Ebenso sollte ge-
klärt werden, wie Projekte nach ihren möglichen 
Umweltauswirkungen einzustufen sind. Die Ka-
tegorien reichen von A „schwerwiegende Um-
weltauswirkungen“ bis C „keine Auswirkungen 
zu erwarten“. In Kategorie A fallen etwa Groß-
staudämme, Atomkraftwerke, Pipelines oder 
Bergbausprojekte. Auch verhandelten die Ver-
tragsparteien über die nötigen Umweltprü-
fungen, die nach einer Einstufung des Projekts 
zwingend durchgeführt werden müssen. Ob etwa 
nach Weltbankstandards auf mögliche Luft- oder 
Wasserverschmutzung geprüft wird und wieweit 
spezielle Schutzrichtlinien zu Naturschutzgebie-
ten, zur Umsiedlung oder zu Indigenen ange-
wandt werden. Gerade die speziellen Schutz-
richtlinien machen Vorgaben, wie Konsultati-
onen mit der von einem Projekt betroffenen 
Bevölkerung durchzuführen sind. 

 �Umsetzung offen
Das Ergebnis der Verhandlungen lässt sich als 
halbvolles oder halbleeres Glas interpretieren: 
nach wie vor haben die verschiedenen ECAs die 
Wahl zwischen einer Reihe von Umweltstandards, 
bei denen auch solche regionaler Entwicklungs-
banken herangezogen werden können, die zum 
Teil wenig ausgearbeitet oder verbindlich sind. Im 
Prinzip jedoch sollen die höheren Standards he-
rangezogen werden. Soziale Fragen werden eben-
falls adressiert. Die Richtlinien verlangen, dass 
einige zentrale Schutzrichtlinien der Weltbank 
zum Beispiel zur Umsiedlung Anwendung finden 
sollen. Zwingend vorgeschrieben ist eine Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) bei besonders um-
weltrelevanten Projekten. 
Da eine ordentlich durchgeführte UVP Konsultati-
onen mit der betroffenen Bevölkerung voraussetzt, 
lässt sich daraus die Forderung nach Konsultation 
ableiten. Bei den besonders umweltrelevanten Pro-
jekten wird zudem zum ersten Mal verlangt, Um-
weltinformationen bereits vor der Entscheidung 
über die Gewährung von Bürgschaften zu veröffent-
lichen. Gerade im deutschen Kontext wäre die 
Übernahme dieser Anforderung ein echtes Novum, 
da bisher ex-ante Transparenz praktisch weder 
vorgesehen ist noch praktiziert wird. 

OECD-Umweltleitlinien für Exportkreditagenturen

Ein halbvolles oder halbleeres Glas?
Im Herbst letzten Jahres einigte sich die OECD auf die Einführung von Umwel-
trichtlinien für Exportkreditagenturen. Zum gleichen Zeitpunkt herrschte in 
Deutschland Streit über eine Hermes-Bürgschaft für die Firma Siemens zur  
Sicherung eines Turbinenverkaufs an ein finnisches Atomkraftwerk. Der Streit 
unterstrich, wie groß der Reformbedarf von Exportrichtlinien war und auch 
weiterhin ist. Denn letztendlich zeigt sich die Wirksamkeit der neuen Richtlinien 
erst bei Umsetzung in nationales Recht.
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Gleichzeitig lassen die überarbeiteten Richtlinien 
eine Reihe Schlupflöcher offen, da im Prinzip alle 
Anforderungen zur Umweltprüfung unterlaufen 
werden können, solange dies in einem jährlichen 
Bericht dem OECD-Sekretariat angezeigt wird. 
Schlupflöcher dieser Art können natürlich das 
gesamte Abkommen ad absurdum führen.
Ob die neuen OECD-Richtlinien Umweltaspekte 
bei der Vergabe von Bürgschaften wirksam inte-
grieren, wird sich erst bei der nationalen Umset-
zungen der OECD-Vorgaben zeigen. Das hängt 
auch davon ab, wie hoch die Standards in den 
jeweiligen Ländern bereits sind. In Ländern, de-
ren Exportkreditagenturen bereits einhalten müs-
sen, was die OECD-Leitlinien vorschreiben, oder 
sogar darüber hinausgehen, befürchten Umwelt-
organisationen einen Abwärtstrend in ökolo-
gischen und sozialen Fragen. 

 �Zieht Deutschland nach?
In Deutschland hingegen ergeben sich aus den 
neuen OECD-Leitlinien neue Ansätze. Alle skiz-
zierten Anforderungen an Umweltprüfungen sind 
bisher bei der Vergabe von Hermes-Bürgschaften 
nicht vorgesehen und bedürfen der Anpassung in 
den Hermes-Leitlinien. Die Bundesregierung ist 

in der Verantwortung, die internationalen Vorga-
ben umzusetzen. Dabei kann sie durch eine enga-
gierte Interpretation eine Vorreiterrolle überneh-
men und durch hohe Standards beweisen, dass 
der befürchtete Abwärtstrend nicht stattfindet und 
sich die positiven Aspekte der OECD-Leitlinien 
verbindlich durchsetzen. Bisher hat sich die Bun-
desregierung bei den Exportkreditagenturen in-
ternational vor allem als Bremser hervorgetan 
und auch jetzt betont das Wirtschaftsministerium 
bereits, dass sich aus dem neuen Abkommen kein 
Anpassungsbedarf ergebe.
Es ist jedoch die Legislative gefragt, die Interpre-
tation nicht der Exekutiven zu überlassen, son-
dern die Chance zu nutzen, die sich aus den inter-
nationalen Neuerungen ergibt. So kann sie den 
Versprechungen aus dem Koalitionsvertrag nach-
kommen, im Sinne einer nachhaltigen Entwick-
lung die Vergabe von Hermes-Bürgschaften trans-
parenter zu gestalten und Weltbankstandards 
einzuhalten. Bei der Gelegenheit könnte sie auch 
ein entscheidendes Schlupfloch stopfen, das der 
Streit um die Bürgschaft für das finnische Atom-
kraftwerk deutlich gezeigt hat. In einem einzigen 
Punkt sind nämlich die Hermes-Leitlinien ähn-
lichen internationalen Vorschriften voraus: sie 

schließen die Exportförderung von Nukleartech-
nologie aus. Bereits bei der Verabschiedung der 
Hermes-Leitlinien im April 2001 haben Umwelt-
organisationen gewarnt, dass die Formulierung 
Interpretationsspielräume ließe. Genau diese 
wollten Siemens und das Wirtschaftsministerium 
im Fall Finnland nutzen. Beim zu verbürgenden 
Export handelte es sich um Turbinen und die, so 
das Argument, seien ja schließlich keine Nuklear-
technologie. Da Siemens den Antrag zurückgezo-
gen hat, wurde kein Präzedenzfall über die nähe-
re Bestimmung von Nukleartechnologien in die-
sem Zusammenhang geschaffen. Deutlich gewor-
den ist jedoch, dass sich Anpassungsbedarf nicht 
nur aus den OECD-Leitlinien ergibt, sondern auch 
das Atom-Ausschlusskriterium präzisiert werden 
muss, wenn es tatsächlich seine Bestimmung er-
füllen soll. ▲
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